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Bund startet Gestaltungswettbewerb für Mahnmal 
für die Opfer der kommunistischen Diktatur

Liebe Leserinnen und Leser!

Es ist ein historischer Meilen-
stein: Der Bund hat am 17. März 
2026 den internationalen Wettbe-
werb für die Gestaltung des 
„Denkmals zur Mahnung und Er-
innerung an die Opfer der kommu-
nistischen Diktatur in Deutsch-
land“ eröffnet.

Entstehen soll das Mahnmal an 
prominenter Stelle im Berliner 
Spreebogenpark, direkt zwischen 
Bundeskanzleramt und Bundes-
tag. Mehr als drei Jahrzehnte nach 
Ende der SED-Diktatur wird damit 
ein Gedenkort geschaffen, der das 
erlittene Unrecht endlich sichtbar 
macht. Er wird an all jene erinnern, 
die unter kommunistischer Ge-
waltherrschaft verfolgt, entrech-
tet, inhaftiert, verschleppt oder er-
mordet wurden. 

Zugleich würdigt es den Mut all je-
ner, die sich der Diktatur wider-
setzt, für Freiheit und Menschen-
rechte eingesetzt und oftmals 
persönliche Nachteile oder schwe-

res Leid auf sich genommen ha-
ben. Für die UOKG ist die Eröff-
nung des Wettbewerbs ein be-
deutsamer Schritt. Bereits im Jahr 
2008 hatte die UOKG eine Initiativ-
gruppe zur Errichtung eines sol-
chen Mahnmals gegründet und 
sich seitdem mit großem Engage-
ment für dessen Verwirklichung 
eingesetzt. 

Unser Bundesvorsitzender Dieter 
Dombrowski betont: „Die Auslo-
bung des Wettbewerbs […] mar-
kiert einen wichtigen Schritt auf 
dem Weg zu einer sichtbaren Erin-
nerungskultur. Das geplante 
Mahnmal soll das Leid der Opfer 
anerkennen und ihr Gedenken 
fest im öffentlichen Bewusstsein 
und in der Mitte unserer Gesell-
schaft verankern.“

Der Wettbewerb wurde von der 
Bundesrepublik Deutschland, ver-
treten durch den Beauftragten der 
Bundesregierung für Kultur und 
Medien, ausgelobt. 

Anfang nächsten Jahres wird der 
Grundstein für das Mahnmal für 
die Opfer des Kommunismus ge-
legt. Der Standort im Spreebogen-
park könnte kaum geeigneter 
sein: Täglich passieren Tausende 
Menschen diesen Ort. Im Zusam-
menhang mit dem Mahnmal 
stellt sich die Frage, an welchem 
Tag künftig das offizielle Geden-
ken stattfinden soll. 
Die UOKG vertritt hierzu eine klare 
Position: Wir befürworten den 23. 
August, den Europäischen Ge-
denktag für die Opfer aller totali-
tären und autoritären Regime. 
Dieser Gedenktag wurde vom Eu-
ropäischen Parlament beschlos-
sen und insbesondere von den 
Staaten Mittel- und Osteuropas 
angeregt. 
In Deutschland gibt es bislang 
keine Festlegung auf Bundesebe-
ne. Das Mahnmal könnte daher 
ein geeigneter Anlass sein, diese 
Diskussion voranzubringen. Der 
23. August erinnert zugleich an 
die Unterzeichnung des Hitler-
Stalin-Pakts. Dabei geht es nicht 
um eine Gleichsetzung von SED-
Diktatur und Nationalsozialis-
mus. Vielmehr sollen die Opfer al-
ler totalitären Systeme Erinne-
rung, Anerkennung und Würdi-
gung erfahren. 

Ihr Dieter Dombrowski
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Standort Spreebogenpark in Berlin. Foto: flickr, Chad Davis, CC BY 2.0



Berichte

Die Durchführung und Koordina-
tion liegen beim Bundesamt für 
Bauwesen und Raumordnung 
(BBR). 

Ziel des Wettbewerbs ist es, einen 
künstlerisch überzeugenden und 
zugleich würdigen Entwurf zu fin-
den, der den vielfältigen Erfahrun-
gen der Betroffenen gerecht wird 
und künftige Generationen zur 
Auseinandersetzung mit den Fol-
gen kommunistischer Diktaturen 
anregt.

Auch Kulturstaatsminister Wolf-
ram Weimer unterstreicht die Re-
levanz: „Wir schaffen endlich ei-
nen Ort für die Opfer […], auf den 
viele Betroffene und ihre Angehö-
rigen seit Jahrzehnten warten.“ Es 
sei ihm wichtig, dass viele Betrof-
fene diesen Ort noch selbst erle-
ben können.

Der Wettbewerb wird von einer 
Koordinierungsstelle der Bundes-

stiftung Aufarbeitung in enger 
Zusammenarbeit mit der UOKG 
begleitet. 

Nach der Bekanntmachung am 17. 
März 2026 gingen beim BBR mehr 
als 85 Bewerbungen ein. Diese 
wurden von einem Auswahlgre-
mium, dem auch Dr. Christian 
Sachse von der UOKG angehörte, 
geprüft und bewertet. Aus dem 
Bewerberfeld wurden 25 Teilneh-
mer ausgewählt, die nun bis zum 
22. September 2026 ihre Entwürfe 
einreichen können.

Nach umfangreichen Vorprüfun-
gen und der Anonymisierung der 
eingereichten Arbeiten wird das 
Preisgericht am 17. und 18. No-
vember 2026 über die Entwürfe 
beraten und entscheiden. 

Die Perspektive der Betroffenen 
ist dabei angemessen vertreten: 
Mit Dieter Dombrowski, Evelyn 
Zupke und Dr. Anna Kaminsky ge-

hören dem Gremium Persönlich-
keiten an, die sich seit vielen Jah-
ren für die Interessen der Opfer 
und die historische Aufarbeitung 
einsetzen.

Die Ergebnisse des Wettbewerbs 
sollen im Januar 2027 öffentlich 
präsentiert werden. Anschließend 
kann die konkrete Realisierung 
des Mahnmals beginnen. 

Der Bau ist derzeit für die Jahre 
2027 bis 2028 vorgesehen. Für 
Wettbewerb und Realisierung 
stellt der Bund insgesamt fünf 
Millionen Euro zur Verfügung.

Die Bundesstiftung Aufarbeitung 
und die UOKG stellen den Wettbe-
werbern ausführliche Hinter-
grundinformationen zum Thema 
bereit und sind für deren Fragen 
jederzeit ansprechbar.

Sandra Czech 

[www.tinyurl.com/mahnmal26]

Herzlichen Glückwunsch an Eve-
lyn Zupke zur Wiederwahl als 
SED-Opferbeauftragte des Deut-
schen Bundestages. Mit großem 
Engagement, klarer Haltung und 
viel Empathie hat sie sich in den 
vergangenen Jahren für die Inter-
essen der Betroffenen des SED-
Unrechts eingesetzt und die Auf-
arbeitung der DDR-Diktatur mit 
Nachdruck vorangebracht. Be-
sonders ihr Einsatz für die Ver-
besserung der SED-Unrechtsbe-
reinigungsgesetze hat wichtige 
Impulse gesetzt, um Betroffene 
besser zu unterstützen und be-
stehende Ungerechtigkeiten wei-
ter abzubauen.

Ihre Arbeit hat dazu beigetragen, 
das Leid der Opfer sichtbarer zu 
machen, Erinnerung wachzuhal-
ten und wichtige gesellschaftli-
che Debatten anzustoßen. Die 
Wiederwahl ist deshalb auch ein 

starkes Zeichen der Anerkennung 
für ihre bisherige Arbeit und ihr 
unermüdliches Engagement. Für 
die kommende Amtszeit wün-

schen wir weiterhin viel Kraft, Er-
folg und Unterstützung bei dieser 
wichtigen Aufgabe!

Sandra Czech

Bundestag wählt Evelyn Zupke wieder zur SED-Opferbeauftragten
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Evelyn Zupke beim Verbändetreffen der UOKG im Sommer 2025. Foto: UOKG



Wie bereits von uns angekündigt, 
hat der Bundesrat am 8. Mai 2026 
den Verordnungen zur Konkreti-
sierung der gesetzlichen Vermu-
tungsregelungen im Strafrechtli-
chen Rehabilitierungsgesetz, im 
Verwaltungsrechtlichen Rehabili-
tierungsgesetz und im Häftlings-
hilfegesetz zugestimmt. 

Damit ist der entscheidende 
Schritt erfolgt. Mit inhaltlichen 
Änderungen ist nun nicht mehr 
zu rechnen. Ausstehend ist nur 
noch die amtliche Verkündung. 
Nach den beschlossenen Verord-
nungstexten sollen die neuen Re-
gelungen mit Wirkung vom 1. Juli 
2025 in Kraft treten und damit 
rückwirkend ab diesem Zeit-
punkt gelten.

 Vorgesehen ist eine deutliche Er-
leichterung für Betroffene: Bei be-
stimmten schädigenden Ereig-

nissen und bestimmten gesund-
heitlichen Schädigungen soll der 
ursächliche Zusammenhang 
künftig vermutet werden. Das 
kann die Anerkennung gesund-
heitlicher Folgeschäden erheb-
lich erleichtern und die Prüfung 
des ursächlichen Zusammen-
hangs in typischen Fallkonstella-
tionen vereinfachen. 

Das gilt neben der bereits er-
wähnten rehabilitierten Freiheits-
entziehung nach dem Strafrecht-
lichen Rehabilitierungsgesetz 
auch beispielsweise bei Maßnah-
men zur Verhinderung der Flucht 
nach dem Häftlingshilfegesetz 
sowie bei Zersetzungsmaßnah-
men nach dem Verwaltungs-
rechtlichen Rehabilitierungsge-
setz. 

Aus unserer Sicht erfassen die 
Verordnungen die wesentlichen 

einschlägigen Fallgruppen so-
wohl bei den schädigenden Ereig-
nissen als auch bei den gesund-
heitlichen Schädigungen.

Wir begrüßen diese Entwicklung 
ausdrücklich. Bereits im Vorfeld 
hatten wir auf die geplanten Än-
derungen hingewiesen und konn-
ten den Entstehungsprozess 
fachlich begleiten und unterstüt-
zen. Umso erfreulicher ist es, 
dass die Verordnungen nun die 
Zustimmung des Bundesrates 
erhalten haben.

Die Bundesratsdrucksachen und 
die dazugehörigen Beschlüsse 
des Bundesrates sowie die Stel-
lungnahme der UOKG vom De-
zember 2025 haben wir auf unse-
rer Webseite verlinkt. 

Martina Kegel

[www.tinyurl.com/nl260101]

Nur 22 Meter trennten den 18-jäh-
rigen Hartmut Tautz im August 
1986 von der Freiheit. Sein grau-
samer Tod am Eisernen Vorhang 
bei Bratislava darf nicht in Ver-
gessenheit geraten. Helfen Sie 
uns, ihm und anderen Opfern der 
kommunistischen Gewaltherr-
schaft ein würdiges Denkmal 
zu setzen.

Hartmut Tautz sah für sich kei-
ne Zukunft in der DDR. Sein 
Weg in die Freiheit endete je-
doch tragisch im Maisfeld kurz 
vor der rettenden österreichi-
schen Gemeinde Kittsee. Er 
wurde von Diensthunden der 
tschechoslowakischen Grenz-
wache schwer verletzt – die Sol-
daten verweigerten die Erste 
Hilfe und verhörten ihn zunächst.

Auf eine Privatinitiative von Alex-
ander Heise und Wolfgang Bach-
könig hin soll nun direkt an der 
österreichisch-slowakischen 

Grenze eine zweiteilige Gedenkta-
fel aufgestellt werden. Sie erinnert 
an das grausame Schicksal von 
Hartmut Tautz und würdigt das 
Burgenland als damaliges Sinn-
bild der Freiheit für viele Flüch-
tende. Wir unterstützen dieses 
Projekt – mit Ihrer Hilfe!

Die UOKG unterstützt das Vorha-
ben aus tiefster Überzeugung: Die 
Bundesstiftung zur Aufarbeitung 
der SED-Diktatur (BStA) hat be-
reits auf unser Bestreben hin För-

dermittel in Aussicht gestellt, für 
die Umsetzung sind jedoch Ei-
genmittel zwingend erforderlich.

Unser Ziel: Die feierliche Einwei-
hung der Gedenktafel noch in 
diesem Jahr!

Bitte helfen Sie uns, den notwen-
digen Eigenanteil aufzubrin-
gen. Jede Spende trägt dazu 
bei, dass das Schicksal von 
Hartmut Tautz als Mahnung für 
ein freies Europa sichtbar 
bleibt. Bitte spenden Sie an die 
folgende Bankverbindung:

UOKG e.V.
Deutsche Bank Berlin
IBAN: DE 7910 0700 2407 3427 
2800
BIC: DEUTDEDBBER

Zweck: SPENDE TAUTZ

Über den Fortgang des Projektes 
halten wir Sie auf [www.uokg.de]
und unseren Sozialen Medien auf 
dem Laufenden. Danke!

Erinnerung braucht einen Ort: Spendenaufruf für Hartmut Tautz

Bundesrat stimmt Verordnungen zu gesundheitlichen Folgeschäden zu

In eigener Sache
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Veranstaltungen

Vom 11. Dezember 2025 bis 17. Fe-
bruar 2026 wurde auf dem Gelän-
de der ehemaligen Stasi-Zentrale 
in Berlin-Lichtenberg die Wander-
ausstellung „Jugendstrafvollzug 
in der DDR“ präsentiert. Veranstal-
tungsort war das Gebäude „Haus 
22“ auf dem heutigen Campus für 
Demokratie.

Die Ausstellung wurde von der 
Union der Opferverbände Kom-
munistischer Gewaltherrschaft 
gemeinsam mit dem Bundesar-
chiv – Stasi-Unterlagen-Archiv so-
wie dem Verein Zeit-Geschich-
te(n) e. V. organisiert und wissen-
schaftlich begleitet.

Ziel der Ausstellung war es, ein 
bislang wenig bekanntes Kapitel 
der Geschichte der Deutsche De-
mokratische Republik sichtbar 
zu machen: den Jugendstrafvoll-
zug und die Situation junger 
Menschen in den sogenannten 
„Jugendhäusern“. 

Auf 16 Ausstellungstafeln sowie 
anhand von originalen Objekten, 
Fotografien und persönlichen Do-
kumenten ehemaliger Häftlinge 
wurde der Haftalltag in Einrich-
tungen wie Halle, Dessau, Hohen-
leuben und Torgau dargestellt. Die 

Präsentation zeigte, dass der All-
tag der Jugendlichen von stren-
gen Regeln, Zwangsarbeit, militä-
rischem Drill und systematischer 
Drangsalierung geprägt war, zu-
gleich aber auch von individuel-
len Formen des Widerstands.

Die Ausstellung wurde von drei 
begleitenden Veranstaltungen 
eingerahmt.

Die Vernissage am 11. Dezember 
2025 begann mit mehreren Gruß-
worten, unter anderem von der 

SED-Opferbeauftragten des Deut-
schen Bundestages Evelyn Zupke 
sowie Vertreterinnen des Bundes-
archivs und der Bundesstiftung 
zur Aufarbeitung der SED-Dikta-
tur. Im Anschluss folgten zwei 
zentrale Beiträge: ein historischer 
Vortrag des Historikers Udo Gras-
hoff über die Struktur und Praxis 
des Jugendstrafvollzugs in der 
DDR und ein Zeitzeugengespräch 
mit dem ehemaligen politischen 
Häftling Ralf Steeg. 

Steeg berichtete über seine Haft-
zeit als Jugendlicher nach einer 
versuchten Republikflucht. Seine 
Schilderungen verdeutlichten 
den strengen Tagesablauf, die Ar-
beitsnormen und die teilweise 
gewaltsamen Hierarchien inner-
halb der Haftanstalten. 

Am 15. Januar 2026 las die deut-
sche Autorin und Historikerin As-
trid Kreibich aus ihrem 2024 er-
schienenen Debütroman „Rot-
strick”. Das Werk basiert auf dem 
authentischen Briefwechsel zwi-
schen ihr und ihrem späteren 
Ehemann während seiner politi-
schen Inhaftierung im Jugend-
haus Halle in den Jahren 1988-89.

Mit den erstmals veröffentlichten 
Briefen aus politischer Haft ist 

Veranstaltungen zur Wanderausstellung „Jugendstrafvollzug in der DDR“

4

Zeitzeuge Ralf Steeg und Prof. Dr. Udo Grashoff im Gespräch. Foto: UOKG

Wanderausstellung in Haus 22 am Campus für Demokratie. Foto: UOKG



„Rotstrick” ein packendes Zeit-
zeugnis ostdeutscher Historie 
kurz vor der Wende und eine 
hochaktuelle literarische Be-
standsaufnahme in Zeiten großer 
Umbrüche gelungen. 

Die Lesung und das Podiumsge-
spräch können Sie sich auf unse-
rem YouTube-Kanal anschauen.

Den Abschluss der Ausstellung 
bildete die Finissage am 17. Fe-
bruar 2026. Im Mittelpunkt stand 
der Work in Progress-Vortrag des 
Historikers Udo Grashoff mit dem 
Titel „Makarenko und die Anfänge 
des DDR-Jugendstrafvollzugs im 
Jugendhaus Dessau“. 

Der Vortrag analysierte den Ein-
fluss des sowjetischen Pädago-
gen Anton Semjonowitsch Maka-
renko auf das Konzept der „Erzie-
hung durch Arbeit und Kollektiv“, 
das im DDR-Strafvollzug eine 
wichtige Rolle spielte. Dabei wur-
de erläutert, wie stark sich die 
Praxis in den Jugendgefängnis-
sen tatsächlich auf diese päd-
agogischen Ideen berief und in 
welcher Form sie umgesetzt wur-
den.

Den Vortrag „Makarenko und die 
Anfänge des DDR-Jugendstraf-

vollzugs im Jugendhaus Dessau“ 
haben wir ebenfalls auf auf unse-
rem YouTube-Kanal für Sie aufge-
zeichnet.

Die Diskussionen konzentrierten 
sich auf die Frage, inwiefern der 
Strafvollzug offiziell als erzieheri-
sche Maßnahme konzipiert war 
und wie stark die tatsächlichen 
Haftbedingungen davon abwi-
chen. Historische Quellen, Erfah-
rungsberichte ehemaliger Häft-
linge sowie Forschungsergebnis-
se verdeutlichten, dass der An-

spruch sozialistischer „Umerzie-
hung“ häufig durch autoritäre 
Disziplinierung, Produktionsar-
beit und kollektiv organisierte 
Strafen geprägt war.

Die drei Veranstaltungen ergänz-
ten die Ausstellung durch fachli-
che Einordnungen und persönli-
che Erinnerungen ehemaliger 
Häftlinge. Dadurch wurde der 
Ausstellungsbesuch nicht nur zu 
einer historischen Information, 
sondern auch zu einem Raum für 
Erinnerung, Diskussion und ge-
sellschaftliche Aufarbeitung.

Die Ausstellung wandert nun wei-
ter und ist an folgenden Orten zu 
sehen: 

•  vom 15. April bis 15. Mai 2026 in 
der Gedenkstätte Bautzner Stra-
ße Dresden

•  vom 21. Mai bis 30. Juni 2026 im 
Landesarchiv Merseburg;

•  im September/Oktober 2026 im 
Erinnerungsort Torgau 

•  vom 16. bis 27. November 2026 
im Stadtarchiv Dessau

Sandra Czech

[www.youtube.com/@uokgnews]

Veranstaltungen
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Lesung mit Autorin Astrid Kreibich in Haus 7. Foto: UOKG

Detail der Wanderausstellung. Foto: UOKG



Forschungen

Die Konferenz der Landesbeauf-
tragten zur Aufarbeitung der SED-
Diktatur hat am 22. Januar 2026 
in einer gemeinsamen Presseer-
klärung die Ergebnisse des vom 
BMI in Auftrag gegebenen und ge-
förderten Forschungs-
projektes „Aufarbeitung 
Zwangsadoptionen in 
der SBZ/DDR 1945–1989“ 
veröffentlicht. Die Studie, 
durchgeführt von einem 
interdisziplinären Team 
mehrerer Universitäten 
unter Leitung des Deut-
schen Instituts für Heim-
erziehungsforschung, 
schließt eine wesentli-
che Lücke in der Aufarb-
eitung des DDR-Un-
rechts.

Die wissenschaftlichen Ergebnis-
se untermauern die langjährigen 
Erfahrungen der Landesbeauf-
tragten aus der Beratungspraxis. 
Viele Eltern und Kinder mussten 
in der DDR massive staatliche 
Eingriffe in ihre Familienbezie-
hungen erleiden, die oft bis zum 

dauerhaften Kindesentzug führ-
ten. Die Studie bestätigt, dass Ad-
optionen als endgültige Trennung 
nicht selten unter erheblichem 
staatlichen und institutionellen 
Druck erzwungen wurden.

Zwar konnte kein Nachweis für 
ein pauschales, zentral geplantes 
politisches Vorgehen allein für 
Adoptionsverfahren gefunden 
werden, jedoch stellt die Studie 
klar: Eine Vielzahl der Kindesent-
zugsmaßnahmen kam durch 
massive Drucksituationen und 
unverhältnismäßige Härte zu-

stande. Diese Praktiken sind so-
mit eindeutig als Teil des Syste-
munrechts der SED-Diktatur zu 
werten.

Die Untersuchung verdeutlicht, 
dass staatliches Handeln 
oft auf der ideologischen 
Absicht beruhte, Kinder zu 
„sozialistischen Persön-
lichkeiten“ zu erziehen. Das 
Kindeswohl wurde dabei 
untrennbar mit den Inter-
essen der SED verknüpft. 
Der Entzug des Erziehungs-
rechts diente somit auch 
als Instrument zur Diszipli-
nierung von Eltern, die sich 
nicht den sozialistischen 
Moralvorstellungen unter-
warfen.

Für die Landesbeauftragten der 
ostdeutschen Bundesländer sind 
diese Erkenntnisse essenziell, 
um Betroffene bei der Klärung 
ihres Schicksals und der Suche 
nach Hilfsangeboten noch fun-
dierter unterstützen zu können. 
Die Studie validiert das von vielen 
Opfern erlebte Leid als Unrecht.

Die neue Studie des DIH zu den 
Zwangsadoptionen hinterlässt 
einen tiefen Spalt zwischen Be-
fund und Bewertung. Einerseits 
bestätigt sie wissenschaftlich 
fundiert das massive Leid: Über 
1.000 Akten belegen Nötigung, Er-
pressung und fehlenden Rechts-
schutz im Zusammenhang mit 
Erziehungsrechtsentzügen in der 
DDR. Ein aktueller NDR-Bericht 
spricht basierend auf der Studie 
von über 10.000 Fällen, in denen 
mit „übertriebener und unver-
hältnismäßiger Härte“ vorgegan-
gen wurde. 

Doch die Studie bleibt auf halb-
em Weg stehen. Statt den Begriff 
„Zwangsadoption“ klar zu defi-
nieren und damit eine Basis für 

echte Rehabilitierung zu schaf-
fen, degradiert sie ihn zu einem 
vagen „Sammelbegriff“. Die Argu-
mentation: Es habe sich um „sys-
temisches“ (alltägliches), aber 
nicht um „systematisches“ (plan-
volles und gezieltes) Unrecht ge-
handelt, da zentrale Befehle zur 
Kindswegnahme bei Betroffenen 
im Einzelfall oft nicht nachweis-
bar seien. Diese Unterscheidung 
ist gefährlich und verkennt die 
Realität der DDR-Diktatur:
• Der Staat schuf gezielt Gesetze, 
die Willkür legalisierten
• Schutzmechanismen für Eltern 
wurden bewusst abgebaut
• Systematisches Unrecht in der 
Gesetzgebung führt zwangsläufig 
zu systemischem Unrecht im All-
tag

Das Ergebnis für die Betroffenen: 
Die Studie bestätigt zwar Trauma 
und Unrecht, verweigert aber die 
nötige begriffliche Schärfe. Damit 
bleiben betroffene Eltern und Kin-
der weiterhin ohne Chance auf 
umfassende juristische Rehabili-
tierung. Doch eine solche „Lücke“ 
im Lebenslauf lässt sich nicht 
mit einem vagen Sammelbegriff 
schließen, sondern nur durch vol-
le Anerkennung der staatlichen 
Verantwortung. 

Die ausführliche Stellungnahme 
der UOKG von Tanja Germer fin-
den Sie unter dem folgenden Link 
auf unserer Webseite:

[www.tinyurl.com/uokg26tg]

Studie zu Zwangsadoptionen in der DDR: Bestätigung von Systemunrecht

Eine kritische Auseinandersetzung mit der Studie „Aufarbeitung Zwangsadoptionen“
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Die politisch motivierte straf-
rechtliche Verfolgung sogenann-
ter Asozialer ist ein wenig be-
leuchteter Aspekt bei der Be-
trachtung der Repression im 
SED-Staat. Betroffenen fällt es vor 
dem Hintergrund der mit dem 
§ 249 verbundenen Stigmatisie-
rungen immer noch schwer, über 
Erlittenes zu sprechen. 

Verurteilungen aufgrund dieses 
Paragrafen in der DDR, ob als 
§ 249 bekannt, sei dahingestellt, 
wurde von der Mehrheit der Bevöl-
kerung kaum kritisch hinterfragt. 
Es muss vielmehr von einer Be-
fürwortung ausgegangen werden. 
Auch dürfte nicht vielen DDR-Bür-
gern bekannt gewesen sein, dass 
die strafrechtliche Verfolgung 
vermeintlich Asozialer auf poli-
tisch missliebige und nicht ins 
Bild der DDR-Gesellschaft pas-
sende Menschen gezielt hat.

Zwischen 1968 und 1989 gab es 
ca. 146.000 Verurteilungen nach 
§ 249, darunter etwa 126.000 Ge-
fängnisstrafen. Aufgrund hoher 
Rückfallquoten muss von unzäh-
ligen Folgeverurteilungen ausge-
gangen werden. Die Hälfte der Ver-
urteilten war unter 27 Jahre alt 
und es waren im Vergleich zu an-

deren Straftatbeständen mit ca. 
25% aller Verurteilungen über-
durchschnittlich Frauen betrof-
fen.

Entlang der Lebenswege Betroffe-
ner soll das mit Sanktionen ein-
hergehende staatliche Vorgehen 
nachgezeichnet und ein Be-
wusstsein für Norm und Abwei-
chung geschärft werden. Dass ge-
rade junge Menschen in der DDR 
dem gnadenlosen § 249 zum Op-
fer fielen, soll Ansatzpunkt zur Ar-
beit mit Jugendlichen zu den The-

men „Diktatur und Unrechts-
staat“ sein.

Am 11. Februar 2026 wurde die in 
Zusammenarbeit der Ausstel-
lungsagentur Exhibeo und der 
UOKG entstandene Wanderaus-
stellung durch die SED-Opferbe-
auftragte Evelyn Zupke im Deut-
schen Bundestag eröffnet. Besu-
cherinteresse und mediale Auf-
merksamkeit waren enorm. 

Im Rahmen der Podiumsdiskus-
sion mit Zeitzeugen, den Ausstel-
lungsmachern und einem Juris-
ten wurde deutlich, dass auch Re-
habilitierungseinrichtungen zu 
wenig über Verurteilungen nach 
§ 249 in der DDR wissen und An-
träge Betroffener vor diesem Hin-
tergrund häufig pauschal abge-
lehnt werden. Mit der Ausstellung 
soll das Spektrum dieser Thema-
tik einer breiten Öffentlichkeit zu-
gänglich gemacht und der Fokus 
auf die politische Anwendung 
dieses Straftatbestandes gerich-
tet werden.

Ab 22. September 2026 wird die 
Ausstellung im Menschenrechts-
zentrum Cottbus zu sehen sein.

Dr. Peter Keup

[www.erziehung-durch-arbeit.de]

Wanderausstellung „Erziehung durch Arbeit“ zum § 249 der DDR

Kooperationen
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Jugendliche am Alex in Berlin. Foto: eastblockworld, EBW_PH_1221893

Webseite des Ausstellungsprojektes  „Erziehung durch Arbeit“



Aus den Verbänden

Die prachtvolle „Villa Aurea“ (bis 
vor kurzem „Villa Adlon“) am 
Lehnitzsee nahe Potsdam ist 
heute vor allem als Kulisse für 
hochkarätige Events bekannt. 
Doch hinter der historischen Fas-
sade verbirgt sich ein langes im 
Verborgenen gebliebenes Stück 
ostdeutscher Medizingeschichte: 
Von 1948 bis 1966 befand sich hier 
eine psychiatrische Einrichtung 
für Kinder, die in vielerlei Hinsicht 
aus dem Raster des sozialisti-
schen Systems fiel. Es ist ein 
hochgradig emotionales Kapitel 
der Heimerziehung, das bei den 
Betroffenen Erinnerungen an tie-
fe Einsamkeit, aber auch an uner-
wartete pädagogische Freiräume 
weckt.

Dank eines zufälligen Aktenfun-
des auf dem Dachboden des Ge-
bäudes konnte diese Geschichte 
vor dem Vergessen bewahrt wer-
den. In dem vom Land Branden-
burg geförderten Forschungspro-
jekt „Kinderpsychiatrie in der 
DDR. Die Villa Adlon und ihr wech-
selvolles Erbe“ haben die Fach-
hochschule Potsdam und das In-
formations- und Begegnungszen-
trum (IBZ) Königsheide über ein 
Jahr lang Dokumente ausgewer-
tet und bewegende Interviews 

mit Zeitzeuginnen und Zeitzeu-
gen geführt. Die Ergebnisse die-
ser tiefgreifenden Aufarbeitung 
wurden im Februar 2026 am his-
torischen Ort der Öffentlichkeit 
präsentiert.

Die Auswertungen zeichnen ein 
sehr ambivalentes Bild des da-
maligen Klinikalltags. Unter der 
Leitung der Fachärztin Dr. Felici-
tas Glowik erlebten die Kinder ei-
nen erstaunlichen konzeptionel-
len Freiraum. Anstatt die jungen 
Patientinnen und Patienten – un-

ter ihnen viele kriegstraumati-
sierte Kinder, „Bettnässer“ 
(Enuretiker) oder schlichtweg 
Kinder, denen „Neurosen“ unter-
schiedlichster Art attestiert wur-
de – primär medikamentös ruhig-
zustellen oder sie gewaltvoll zu 
einer „sozialistischen Persönlich-
keit“ umzuerziehen, verfolgte 
man in Neufahrland einen ganz-
heitlichen, heilpädagogischen 
Ansatz. Freies Spiel, handwerkli-
che Tätigkeiten und eine indivi-
duelle Entwicklungsförderung 
prägten den Alltag. Für einen 
Staat, der zunehmend die Unter-
ordnung in das Kollektiv forderte 
und anthroposophische Ansätze 
strikt ablehnte, war dies ein be-
merkenswerter und mutiger Ge-
genentwurf.

Dennoch darf dieser fortschrittli-
che Ansatz nicht über die massi-
ven emotionalen Härten hinweg-
täuschen, die für die Kinder zu-
tiefst traumatisch waren und ihre 
Biografien teilweise bis heute 
prägen. Ehemalige Patientinnen 
und Patienten berichten überein-
stimmend von einer intensiven 
emotionalen Deprivation. Beson-
ders einschneidend war die obli-
gatorische Quarantäne bei der 
Einweisung: Die Kinder wurden 

Ein (fast) vergessenes Kapitel der DDR-Geschichte:
Die psychiatrische Kinderklinik Neufahrland
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Mitwirkende und ZeitzeugInnen in Neufahrland. Foto: IBZ Königsheide

Ehemalige Kinderklinik in Neufahrland, heute „Villa Aurea“. Foto: UOKG



ohne triftigen Grund tage- bis wo-
chenlang unter strenger Bettruhe 
von anderen Kindern  isoliert. Ge-
paart mit einem absoluten Be-
suchsverbot und der Ungewiss-
heit über Grund, Ort und Dauer 
ihres Aufenthalts, durchlitten vie-
le Kinder gravierendes Heimweh 
und das Gefühl völliger Verlas-
senheit.

„Man hat gedacht, die Welt ist zu 
Ende“, fasst ein Zeitzeuge diese 
dunklen Momente der Isolation 
treffend zusammen.

Der therapeutische Sonderweg 
der Klinik Neufahrland blieb den 
staatlichen Behörden und dem 

Ministerium für Staatssicherheit, 
das die Einrichtung durch Inoffi-
zielle Mitarbeiter (IM) bespitzeln 
ließ, nicht verborgen. Im Jahr 1966 
wurde die Klinik völlig überra-
schend geschlossen. Offiziell 
wurden finanzielle Gründe ange-
führt, doch die Vermutung liegt 
nahe, dass das unangepasste, li-
berale Konzept im Zuge der Um-
strukturierung von Kinderheimen 
in das Kombinat der Sonderhei-
me 1964 politisch schlichtweg 
nicht länger toleriert wurde.

Bis heute bleiben viele Leerstel-
len, die das IBZ Königsheide 

durch fortlaufende Recherchen 
weiter aufzuklären versucht. 

Aktuell entsteht eine projektbe-
zogene Webseite beim IBZ, und 
auch eine filmische Dokumenta-
tion ist bereits in Arbeit.

Für Interessierte bietet sich vor-
aussichtlich am „Tag des offenen 
Denkmals“ im September 2026 
die nächste Gelegenheit, die his-
torische Villa und die dortige Aus-
stellung zur Klinik Neufahrland 
zu besichtigen. 

[neufahrland.projekte.ibz-
koenigsheide.de]

Sebastian Sachse

In Schwerin führt die hoch emoti-
onale Debatte um die überlebens-
große Lenin-Statue auf dem 
Dreesch zu einer klaren politi-
schen Positionierung: Die Stadt-
vertretung sprach sich am 23. 
März 2026 mehrheitlich gegen 
die Pläne des Landesamtes für 
Kultur und Denkmalpflege aus, 
das Monument in die Denkmal-
liste aufzunehmen. 

Zwar liegt die rechtliche Endent-
scheidung über den Denkmal-
schutz beim Land Mecklenburg-
Vorpommern, doch die Stadt sen-
det damit ein unmissverständli-
ches erinnerungspolitisches Si-
gnal aus.

Im Zentrum der Diskussion stan-
den weniger juristische Fragen, 
sondern vielmehr die Opferper-
spektive und die historische Ver-
antwortung. In dem verabschie-
deten Beschluss, der maßgeblich 
auf einen Antrag der Grünen zu-
rückgeht, wird unmissverständ-
lich festgestellt: Für politisch Ver-
folgte, deren Angehörige und für 
die Opferverbände kommunisti-
scher Diktaturen stellt die Lenin-
Statue ein Symbol für Repression, 
Gewalt und Entrechtung dar. Die 

Stadtvertretung bekennt sich 
ausdrücklich zur besonderen 
Sensibilität und historischen Ver-
antwortung gegenüber diesen 
Menschen.

Grünen-Fraktionschef Arndt Mül-
ler betonte die moralische Di-
mension der Entscheidung: Es 
gehe darum, „wie wir uns erin-
nern und auf welcher Seite wir 
stehen“. Nicht Diktatoren, son-
dern deren Opfer müssten im Mit-
telpunkt stehen. 

Widerspruch kam insbesondere 
von der Fraktion Die Linke. Gerd 
Böttger warnte davor, Lenin mit 
den späteren Entwicklungen der 
Sowjetgeschichte gleichzuset-
zen. Sein Fraktionskollege Daniel 
Trepsdorf argumentierte, die „Rei-
bung“ an solchen historischen 
Artefakten halte die Auseinander-
setzung lebendig. Anträge von 
SPD und Linken auf Einsetzung 
eines Expertengremiums zur Ver-
sachlichung scheiterten jedoch. 
Auch Ideen, das Umfeld der Sta-
tue künstlerisch zu einem Mahn-
mal umzugestalten (wie von der 
ASK vorgeschlagen), setzten sich 
nicht durch. 

Nachdem der Landesbeauftragte 
für MV Burkhard Bley einen krea-
tiven Umgang mit dem DDR-Erbe 
gefordert hatte, legen UOKG, VOS 
und die Lagergemeinschaft Wor-
kuta im letzten Jahr in einem Of-
fenen Brief konstruktive Vor-
schläge vor. Ziel ist es, ein deutli-
ches Zeichen für Freiheit, demo-
kratische Verantwortung und 
eine zeitgemäße Erinnerungskul-
tur zu setzen. Die Verbände beto-
nen, dass eine Veränderung des 
heutigen Umgangs mit der Sta-
tue ein wichtiger Schritt wäre, um 
die Geschichte der kommunisti-
schen Diktatur klar einzuordnen. 
Andere osteuropäische Länder 
hätten diesen Weg bereits erfolg-
reich beschritten.

Fazit des Abends: Die Schweriner 
Stadtvertretung bezieht mehr-
heitlich gegen die Eintragung der 
Lenin-Statue in die Denkmalliste 
Stellung. Der Beschluss macht 
deutlich, dass eine unkritische 
Konservierung von Symbolen 
kommunistischer Gewaltherr-
schaft dem Leid der Opfer nicht 
gerecht wird. 

Sebastian Sachse

Klares Signal an die Opfer kommunistischer Gewaltherrschaft – 
Schweriner Stadtvertretung gegen Denkmalschutz für Lenin-Statue

Ein (fast) vergessenes Kapitel der DDR-Geschichte – Fortsetzung von Seite 8
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Gedenken

Am 20. März 2026 wurde bei 
strahlendem Sonnenschein und 
in Anwesenheit von rund 50 Gäs-
ten am Sauerhaus, dem Sitz des 
Märkischen Medienhauses in 
Frankfurt (Oder) ein weiteres spä-
tes, aber wichtiges Zeichen der 
Erinnerung gesetzt. Die 15. deut-
sche Gedenktafel des internatio-
nalen Projekts „Die letzte Adres-
se“ erinnert fortan an den Fotore-
porter Horst Kampioni, der 1953 in 
Moskau den stalinistischen Säu-
berungen zum Opfer fiel.

Für die Angehörigen war die feier-
liche Anbringung der kleinen Me-
talltafel ein hochemotionaler Mo-
ment der späten Gerechtigkeit. 
Neben dem Bruder des Ermorde-
ten nahmen auch seine Schwes-
ter Gisela Eggert und seine Toch-
ter Marion Kampioni an der Ver-
anstaltung teil. Begleitet wurde 
die Zeremonie von mehreren Red-
nerInnen, die an das Schicksal 
Kampionis und die historische 
Aufarbeitung erinnerten. Es spra-
chen unter anderem der Frankfur-
ter Oberbürgermeister Axel Stras-
ser, Karl-Konrad Tschäpe von der 
lokalen „Gedenkstätte für Opfer 
politischer Gewaltherrschaft“, die 
Landesbeauftragte zur Aufarbei-
tung der Folgen der kommunisti-

schen Diktatur in der DDR, Dr. Ma-
ria Nooke, sowie Vertreter der Uni-
on der Opferverbände Kommu-
nistischer Gewaltherrschaft 
(UOKG) und der MOZ.

Die Biografie von Horst Kampioni 
steht stellvertretend für die Will-
kür des sowjetischen Geheim-
dienstapparates in der Nach-
kriegszeit. Geboren am 9. Mai 1927 
in Frankfurt (Oder) und aufge-
wachsen in einer Arbeiterfamilie, 
diente er zum Ende des Zweiten 
Weltkriegs bei der Kriegsmarine. 

1946 trat er in die SED ein. Der ge-
lernte Tischler, der verheiratet 
und Vater von zwei Kindern war, 
arbeitete später als Fotoreporter 
in der Redaktion der Zeitung 
„Neuer Tag“ in seiner Heimat-
stadt. Am 1. Oktober 1952 wurde 
Kampioni direkt an seinem Ar-
beitsplatz verhaftet. Auch für sei-
ne Ehefrau begann ein Martyrium: 
Am 28. November 1952 sah sie 
ihren Mann ein letztes Mal im Un-
tersuchungsgefängnis Magdale-
nenstraße in Berlin.

Das Sowjetische Militärtribunal 
(SMT) Nr. 48240 verurteilte Kam-
pioni am 26. Dezember 1952 in 
Berlin-Lichtenberg wegen angeb-
licher Spionage und Mitglieds-
chaft in einer konterrevolutionä-
ren Organisation zum Tode durch 
Erschießen. Nach der Ablehnung 
seines Gnadengesuchs durch 
das Präsidium des Obersten So-
wjets wurde das Urteil am 31. 
März 1953 im Moskauer Butyrka-
Gefängnis vollstreckt. Seine 
sterblichen Überreste wurden auf 
dem Donskoje-Friedhof in Mos-
kau verscharrt.

Für ihre herausragenden Ver-
dienste im Bereich der Aufarbei-
tung des kommunistischen

Gedenktafeln „Die letzte Adresse“ für Horst Kampioni in Frankfurt (Oder) 
und die Geschwister Kuhfuß in Werder (Havel)
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Foto von Horst Kampioni. Foto: UOKG

Gedenken an Horst Kampioni in Frankfurt (Oder). Foto: UOKG



Unrechts wurde die Initiative im 
Jahr 2018 von der Bundesstiftung 
zur Aufarbeitung der SED-Dikta-
tur mit dem Karl-Wilhelm-Fricke-
Preis ausgezeichnet. 

Mit der 15. Gedenktafel hat Frank-
furt (Oder) nun einen dauerhaften 
Ort der Erinnerung an Horst Kam-
pioni – einen Ort, der mahnt, das 
vergangene Unrecht nicht zu ver-
gessen. Die Webseite www.dons-
koje1950-53.de hält auch für 
Horst Kampioni – wie so viele an-
dere – mehr Hintergrundinforma-
tionen bereit.

Sebastian Sachse

Am 21. November 2025 wurde die 
Erinnerungstafel „Letzte Adresse“ 
für das Geschwisterpaar Johanna 
und Karl-Heinz Kuhfuß an deren 
letzter Wohnadresse in der Car-
menstraße 1 in der Baumblüten-
stadt Werder (Havel) angebracht. 
Initiiert und organisiert wurde die 
feierliche Zeremonie vom Team 
MEMORIAL Deutschland unter der 
Leitung von Dr. Anke Giesen und 
Mario Bandi und in Zusammenar-
beit mit der Landesbeauftragten 
zur Aufarbeitung der kommunis-
tischen Diktatur in Brandenburg, 
Dr. Maria Nooke. Etwa 40 Gäste, 

darunter die Zeitzeugen Werner 
Bork und Prof. Dr. Sigurd Blümcke, 
nahmen an der Veranstaltung teil.

Die Geschwister Kuhfuß wurden 
am 10. Juni 1951 in der elterlichen 
Wohnung verhaftet und ins MGB-
Gefängnis in der Potsdamer Lin-
denstraße gebracht. Noch im 
Herbst 1950 hatte Werner Bork 
seinen Freund Karl-Heinz Kuhfuß 
gewarnt, nicht nach Werder zu-
rückzukehren und in West-Berlin 
zu bleiben – die Stasi sei ihnen 
bereits auf den Fersen. Denn der 

Werderaner Jugendwiderstand 

hatte 1950 Flugblätter gegen die 
Einheitslisten zur Volkskammer-
wahl der DDR verbreitet. 

Im Gefängnis Lindenstraße wur-
den die Geschwister Kuhfuß mo-
natelang verhört und am 15. Janu-
ar 1952 in einem Gruppenprozess 
mit Wilhelm Schwarz und Joa-
chim Trübe durch ein Sowjeti-
sches Militärtribunal zum Tode 
verurteilt. Nach Ablehnung ihrer 
Gnadengesuche wurden alle vier 
am 10. April 1952 im Moskauer Bu-
tyrka-Gefängnis hingerichtet. Die 
Eltern der Geschwister Kuhfuß 
wurden über das Schicksal ihrer 
Kinder in völliger Ungewissheit 
gelassen. Die Mutter zerbrach 
psychisch, der Vater beging 
Selbstmord.

Am 3. Oktober 1997 rehabilitierte 
die Russische Föderation die Ge-
schwister Kuhfuß und gestand 
somit ein, dass die Todesurteile 
gegen Johanna und Karl-Heinz zu 
Unrecht gefällt wurde.

Stefan Krikowski 

Weitere Infos über die die Ge-
schwister Kuhfuß, Horst Kampio-
ni und unzählige weitere Opfer 
finden Sie auf dieser Webseite:

[www.donskoje1950-1953.de]

Gedenken
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Gedenken und Ehrung an der „Letzten Adresse“. Foto: UOKG

Christian Große, Dr. Maria Nooke, Anke Giesen. Foto: Stadt Werder (Havel)



Veranstaltungen

Am 6. Mai 2026 fand in der Ge-
denkstätte Sachsenhausen unter 
der Leitung von Dr. Enrico Heitzer 
und Dr. Andreas Weigel ein Work-
shop zum Thema „Partisanen als 
‚Werwölfe‘“ statt. Das Ziel war, den 
„Werwolf“-Komplex „im Übergang 
von Krieg zu Nachkrieg aus histo-
riografischer, rechtshistorischer 
und erinnerungsgeschichtlicher 
Perspektive“ aufzufächern und 
den Begriff  „Werwolf“ zu untersu-
chen. Dieser Begriff  steht „so-
wohl für tatsächliche Versuche, 
einen Partisanenkrieg gegen die 
alliierten Truppen im Frühjahr/
Sommer 1945 zu führen, als auch 
für eine viel wirkmächtigere 
Angstprojektion der Siegermäch-
te und ihre nachwirkenden Deu-
tungsmuster im Kalten Krieg“ – 
so die Organisatoren.

Bereits am Vorabend bestand die 
Möglichkeit, an einer Führung 
über das Gelände des ehemaligen 
NS-Konzentrations- und späteren 
sowjetischen Speziallagers Sach-
senhausen teilzunehmen. Diese 
beschränkte sich auf die Zeit des 
Nationalsozialismus. Eine Bege-
hung des Speziallagers fand 
nicht statt, was vor dem Hinter-
grund des Tagungsthemas Fra-
gen aufwirft.

Ein Dokumentarfilm im An-
schluss an die Führung mit dem 
Titel „Der Mordfall Oppenhoff: 
Werwölfe auf den Trümmern des 
Nazireiches“ (1985) und das fol-
gende Filmgespräch offenbarten 
zwar in erschreckender Weise die 
seinerzeit immer noch stark ver-
tretenen Rechtfertigungstenden-
zen ehemaliger „Werwölfe“ vor 
dem Hintergrund eines ausge-
führten Auftragsmordes am ers-
ten frei gewählten Bürgermeister 
der bereits befreiten Stadt Aa-
chen, spiegelte aber vor allem den 
Umgang mit NS-Tätern auf dem 
Gebiet der Westalliierten wieder. 

Die Keynotes zu Beginn des Work-
shops thematisierten die „Wer-
wölfe“ in den westlichen Besat-
zungszonen bzw. im europäi-
schen Kontext. Die anschließen-
den Panels nahmen, wie im An-
kündigungstext beschrieben, die 
sowjetischen Verhaftungs-, Verur-
teilungs- (zahlreiche Todesstra-
fen) und Rehabilitierungsprakti-
ken in den Blick. Konstatiert wur-
de zwar der Missbrauch von im 
NS sozialisierten Jugendlichen, 
es wurden aber auch dezidiert 
„Täterprofile“ herausgestellt. Si-
cher gingen die „Werwölfe“ auf 
gefährliche Weise gegen die Alli-

ierten vor und waren in Teilen von 
einer nationalsozialistischen 
Grundhaltung geleitet. Deren Bei-
tritt zu dieser Organisation aber 
einzig aus den Verhörprotokollen 
des NKWD zu schlussfolgern, ist 
problematisch. Das verkennt, 
dass Aussagen Betroffener in al-
ler Regel unter enormem Druck 
bzw. Folter erpresst wurden. 

Es sei angemerkt, dass nach dem 
Zusammenbruch des Sowjetim-
periums Anfang der 1990er Jahre 
ehemalige „Werwölfe“ in nicht 
unerheblicher Zahl von den neu-
en Machthabern vollumfänglich 
rehabilitiert wurden. Noch leben-
de ehemalige „Werwölfe“, sicher 
ebenso subjektiv und quellenkri-
tisch einzuordnen wie die NKWD-
Verhörprotokolle, kamen im Rah-
men des Workshops nicht zu 
Wort – ihre Perspektive fehlt. So 
blieb alles „beim Alten“. Die Posi-
tionen der  „Verurteiler vs. Vertei-
diger“ der „Werwölfe“ sind, zu-
mindest aktuell, nur schwer ver-
mittelbar. 

Es bedarf weiterer Forschung, die 
unideologisch, empathisch und 
mit Beteiligung noch lebender 
Zeitzeugen betrieben werden 
muss. Wie sonst sollte über Ent-
scheidungsparameter, Werde-
gänge, Schicksale und die Einord-
nung junger Menschen befunden 
werden, die in einem mörderi-
schen System sozialisiert wurden 
und deren Handlungsspielräume 
streng unter den Bedingungen 
der Zeit zu betrachten sind? 

Der Leitung der Gedenkstätte 
Sachsenhausen sei empfohlen, 
den Fußweg zum Speziallager 
nebst Dokumentationszentrum 
anhand von Wegschildern deut-
lich zu machen, damit Besucher 
dort auch hingelangen. Derzeit 
könnte die Dokumentation dieser 
Epoche deutscher Nachkriegsge-
schichte schlicht übersehen wer-
den.

Dr. Peter Keup

Workshop „Partisanen als ‚Werwölfe‘. Wirklichkeit, Wirkung, Folgen“ 
in der Gedenkstätte Sachsenhausen
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Gedenktafel für die Opfer des Speziallagers Sachsenhausen. Foto: UOKG



An der ehemaligen innerdeut-
schen Grenze zwischen Büchen 
und Greven, von Navigationsgerä-
ten oft kaum zu finden, steht ein 
Edelstahl-Kreuz für Michael Gar-
tenschläger. Geboren am 13. Janu-
ar 1944, wurde er nur 32 Jahre alt 
und starb an genau dieser Stelle 
vor 50 Jahren, jedoch keineswegs 
eines natürlichen Todes.

In der Nacht zum 1. Mai 1976 
streckten ihn Kalaschnikow-Sal-
ven nieder. Die Mörder führten ei-
nen Stasi-Befehl aus, um den 
Mann zu eliminieren, der zum 
dritten Mal versuchte, eine 
Selbstschussanlage (SM-70) zu 
demontieren. Er wollte der Welt 
die Unmenschlichkeit der Grenze 
beweisen. Durch Verrat im Wes-
ten wusste das Stasi-Spezial-
kommando vom Vorhaben und 
machte kurzen Prozess. Seine Lei-
che wurde geheim nach Schwerin 
verschleppt und anonym vergra-
ben. Erst nach der Wende wurde 
sein Grab auf dem Waldfriedhof 
zum Ehrengrab.

Zum 50. Jahrestag luden der 
Freundeskreis Michael Garten-
schläger und der Landesbeauf-
tragte für die Aufarbeitung der 
SED-Diktatur Mecklenburg-Vor-

pommern Burkhard Bley zu einer 
Gedenkfeier ein. Etwa 40 Gäste, 
darunter Opfer des SED-Regimes 
und Politiker, versammelten sich, 
um des mutigen Freiheitskämp-
fers zu gedenken.

Die Begrüßungsansprache hielt 
Wolfgang Wiese, Vorsitzender des 
Freundeskreises und VOS-Lan-
desvorsitzender für Hamburg und 
Schleswig-Holstein. Er, der Gar-
tenschläger noch persönlich 
kannte, enthüllte einen Gedenk-
stein mit dessen Botschaft:

„Wo Recht zu Unrecht wird, wird 
Widerstand zur Pflicht.“

Weitere Redner waren Burkhard 
Bley (Landesbeauftragter MV), 
Jette Waldinger-Thiering (Vizeprä-
sidentin SH-Landtag), Landrat Dr. 
Christoph Mager, Michael Schulz 
als Regionalbeauftragter der 
UOKG sowie Felix Holtschke für 
den VOS-Bundesvorstand. Alle 
würdigten seinen unerschrocke-
nen Kampf gegen das DDR-Un-
rechtssystem. Umrahmt wurden 
die Reden durch Harfenmusik der 
Ukrainerin Elena Lavrentev. Nach 
einer Gedenkminute am Kreuz er-
klangen über Lautsprecher die 
Schöneberger Freiheitsglocke 
und der Freiheitsschwur:

„Ich glaube an die Unantastbar-
keit und die Würde jedes einzel-
nen Menschen…“

Das Gedenken fand am Nachmit-
tag auf dem Schweriner Wald-
friedhof seinen würdigen Ab-
schluss. An Gartenschlägers Eh-
rengrab trafen sich einige Bürger, 
darunter Jochen Schmidt (LpB 
MV), zur Kranzniederlegung.  Der 
bewegende Tag endete auch hier 
mit einer Schweigeminute. Vielen 
Dank an alle Teilnehmenden! 

Felix Holtschke, VOS

Hinterhältig ermordet vor 50 Jahren – Gedenkveranstaltungen
für Michael Gartenschläger in Büchen und Schwerin

Aus den Verbänden

13

Gedenkkreuz für M. Gartenschläger in Büchen. Foto: Felix Holtschke, VOS

Am Ehrengrab von M. Gartenschläger in Schwerin. Foto: Felix Holtschke, VOS
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Die Aufarbeitung der SED-Dikta-
tur und insbesondere die syste-
matische Ausbeutung politischer 
Häftlinge bleiben ein zentrales 
Anliegen der UOKG. Einen wichti-
gen wissenschaftlichen und erin-
nerungskulturellen Beitrag zu 
diesem Diskurs leistete die inter-
disziplinäre Tagung „Arbeit, Ge-
walt und Zwang – Industriekultur 
und Verantwortung“, die am 20. 
und 21. November 2025 im Saline-
museum in Halle (Saale) statt-
fand. 

Die unter anderem vom Landes-
heimatbund Sachsen-Anhalt, 
dem Institut für Landesgeschich-
te sowie der Landeszentrale für 
politische Bildung Sachsen-An-
halt veranstaltete Konferenz be-
leuchtete die dunklen Seiten der 
industriellen Entwicklung in der 
Region.

Industriekultur wird in der Öffent-
lichkeit häufig als reine Fort-
schrittsgeschichte wahrgenom-
men. Die Tagung in Halle setzte 
hier einen notwendigen Kontra-
punkt und stellte die essenzielle 
Frage, wie die negativen Folgen 
und Voraussetzungen von indus-
trieller Entwicklung in ein inte-
gratives Narrativ der Industrie-
kultur in Sachsen-Anhalt einge-
bettet werden können.

Das thematische Umfeld der Kon-
ferenz umfasste dabei weite Teile 
der strukturellen Gewalt in der Ar-
beitswelt. So wurden in unter-
schiedlichen Panels die Arbeits- 
und Gewaltverhältnisse von der 
Kaiserzeit über den Ersten und 
Zweiten Weltkrieg bis hin zur 
SED-Diktatur thematisiert.

Für die UOKG und ihre Mitglieds-
verbände war im Rahmen der 
zweitägigen Konferenz insbeson-
dere das Panel zur „Strafgefange-
nenarbeit in der DDR“ von heraus-
ragender Bedeutung. Die Wirt-
schaft der SED-Diktatur war zur 
Erfüllung ihrer Planziele und zur 

Generierung dringend benötigter 
Devisen massiv auf den systema-
tischen Einsatz von Inhaftierten 
angewiesen – auch politischen.

Dr. Christian Sachse, langjähriger 
wissenschaftlicher Mitarbeiter 
und Beauftragter der UOKG für die 

Aufarbeitung von Zwangsarbeit, 
analysierte in seinem Vortrag, wie 
das SED-Regime politische Häft-
linge in den Schlüsselindustrien 
der Bezirke Halle und Magdeburg 
gezielt zur Zwangsarbeit heran-
zog und extrem belastenden Ar-
beitsbedingungen aussetzte.

Der Historiker Justus Vesting prä-
sentierte tiefgehende Analysen 
über den Einsatz von Strafgefan-
genen und Bausoldaten im soge-
nannten „Chemiedreieck der 
DDR“ Bitterfeld - Buna - Leuna.

Die auf der Tagung in Halle vorge-
stellten wissenschaftlichen Er-
kenntnisse sind für die UOKG weit 
mehr als nur ein akademischer 
Rückblick; sie bilden das unver-
zichtbare Fundament für die ak-
tuelle gesellschaftspolitische Ar-
beit des Verbandes. Die detaillier-
te Erforschung der Zwangsarbeit 
liefert die essenzielle Grundlage 
für konkrete Entschädigungsfor-
derungen an Politik und Wirt-
schaft.

Die Tagung hat somit ein starkes 
Signal gesendet: Das Narrativ der 
Industriekultur muss in Zukunft 
zwingend die Perspektive der Op-
fer inkludieren. 

Die UOKG wird die historische For-
schung weiterhin entschlossen 
nutzen, um erlittenes Unrecht 
beim Namen zu nennen, die öf-
fentliche Erinnerung an die Be-
troffenen wachzuhalten und die 
historische Verantwortung von 
Unternehmen in der Gegenwart 
konsequent einzufordern.

Sebastian Sachse

[www.tinyurl.com/nl260102]

Tagung „Arbeit, Gewalt und Zwang – Industriekultur und Verantwortung“ 
in Halle (Saale)

Tagungsort Salinemuseum in Halle (Saale). Foto: UOKG

„Das Narrativ der
Industriekultur muss
in Zukunft zwingend 

die Perspektive
der Opfer inkludieren.“ 
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Informationen 

Mitgliedsverbände der UOKG

Anlauf- und Beratungsstelle für Menschen mit 
Heimerfahrung e. V. - UNSER HAUS Berlin

Anti-D Geschädigte Interessengemeinschaft
Wandlitz, Brandenburg & Leipzig, Sachsen

Arbeitsgemeinschaft Fünfeichen
Neubrandenburg, Mecklenburg-Vorpommern

Arbeitsgemeinschaft Lager Sachsenhausen  
1945-1950 e. V. Berlin

Aufarbeitungsinitiative Zwangsaussiedlungen 
(AIZ) Berlin

BdV - Bund der Vertriebenen e. V. 
Bonn, NRW

Cottbuser Häftlingsgemeinschaft 
Cottbus, Brandenburg

DDR-Museum Pforzheim - 
Gegen das Vergessen e. V. 
Pforzheim, Baden-Württemberg

Doping-Opfer-Hilfe e. V. 
Berlin

Durchgangsheim Kindergefängnis Bad 
Freienwalde n. e. V. 
Fürstenwalde, Brandenburg

Fördergemeinschaft Recht & Eigentum e. V.
Neustadt (Dosse), Brandenburg

Forum für politisch verfolgte und inhaftierte 
Frauen der SBZ/DDR Diktatur e. V. Berlin

Freiheit – Förderverein Gedenkstätte 
Andreasstraße e. V. Erfurt, Thüringen

Gedenk- und Begegnungsstätte ehemaliges
KGB-Gefängnis Potsdam e. V.
Potsdam, Brandenburg

Gedenkort Neubrandenburger Lindenberg -
Stasi Untersuchungshaftanstalt e. V.
Neustrelitz, Mecklenburg-Vorpommern

Gedenkstätte Bautzner Straße Dresden - 
Erkenntnis durch Erinnerung e.V.
Dresden, Sachsen

Gründungsinitiative Stiftung
Königsheide e. V. Berlin

Initiative verfolgter Schüler und Studenten
Berlin

Initiativgruppe Internierungslager Jamlitz e. V. 
Lieberose, Brandenburg

Initiativgruppe Internierungslager Ketschendorf 
e. V. Fürstenwalde, Brandenburg

Initiativgruppe Lager Mühlberg e. V.
Mühlberg (Elbe), Brandenburg

Initiativgruppe NKWD-Lager Tost/Oberschlesien 
1945 Hamburg

Interessengemeinschaft ehemaliger DDR-
Flüchtlinge e. V. (IEDF)
Mannheim, Baden-Württemberg

Interessengemeinschaft ehemaliger politischer 
Brandenburger Häftlinge 
Brandenburg, Brandenburg

Interessengemeinschaft Zwangsausgesiedelter 
Sachsen-Anhalt e. V. Berlin

Internationale Gemeinschaft für 
Menschenrechte e. V. (IGFM) Frankfurt/Main

Lagergemeinschaft Workuta/GULag 
Sowjetunion e. V. Berlin

Lern- und Gedenkort Kaßberg-Gefängnis e. V. 
Chemnitz, Sachsen

Menschenrechtszentrum Cottbus
Cottbus, Brandenburg

OvZ-DDR e. V. - Hilfe für Opfer von DDR-
Zwangsadoptionen Berlin

PatriaYVida e. V. 
Dresden, Sachsen

Stiftung DDR-Zwangsarbeit e. V. 
Berlin

Süddeutscher Freundeskreis Hoheneckerinnen
Rottenburg, Baden-Württemberg

Verband politisch Verfolgter des 
Kommunismus e. V. (VPVDK) Berlin

Verein zur Förderung der Projektwerkstatt 
„Lindenstraße 54“ e. V.
Potsdam, Brandenburg

VOK Deutschland e. V. - Vereinigung der Opfer 
des Kommunismus Wittenberge

VOS - Vereinigung der Opfer des Stalinismus e. V. 
Berlin

Assoziierte
Ehemalige Politische Häftlinge in der CDU

Ehemalige Politische Häftlinge in der SPD
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Kontaktdaten
Union der Opferverbände 
Kommunistischer Gewaltherrschaft e. V.

Bundesgeschäftsstelle
Ruschestraße 103, Haus 1, Etage 6
10365 Berlin Lichtenberg

Tel.: 030 55 77 93 51
Fax: 030 55 77 93 40

E-Mail: info@uokg.de

Spendenkonto

Deutsche Bank Berlin
IBAN: DE79 1001 0024 0734 2728 00
BIC: DEUTDEDBBER
Für: UOKG e. V.

Regionalbeauftragte
Baden-Württemberg: Konstanze Helber
helber@uokg.de

Bayern: Dr. Michael Gleau
gleau@uokg.de

Brandenburg: Roland Lange
andreas37@uokg.de

Norddeutschland: Michael M. Schulz
schulz@uokg.de

Nordrhein-Westfalen: Dr. Christian Fuchs
fuchs@uokg.de

Rheinland-Pfalz: Elke Schlegel
schlegel@uokg.de

Sachsen: Gerhard Bause
bause@uokg.de

Thüringen und Sachsen-Anhalt: Klaus Wolf
wolf@uokg.de

Beauftragter für die UOKG-Wanderausstellung:
Alexander W. Bauersfeld
info@uokg.de

Vorstand
Bundesvorsitzender: Dieter Dombrowski
dombrowski@uokg.de

Stellvertreter: Christoph Fichtmüller 
fichtmueller@uokg.de

Stellvertreterin: Carla Ottmann
ottmann@uokg.de

Ehrenvorsitzende: Roland J. Lange, Ernst-Otto 
Schönemann, Horst Schüler (ꝉ), Gerhard Finn (ꝉ)

Beisitzer: Inge Bennewitz
bennewitz@uokg.de

Konstanze Helber
helber@uokg.de

Felix Heinz Holtschke
holtschke@uokg.de

Sybille Krägel
kraegel@uokg.de
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Der Vorstand der UOKG. Foto: UOKG

Die UOKG im Internet

Wir sind regelmäßig in den Sozialen Medien 
präsent. Bitte folgen und abonnieren Sie uns, 
bitte teilen und kommentieren Sie die Beiträge
der UOKG. Erzählen Sie es weiter!

So helfen Sie uns, mit Ihren und unseren Anliegen 
im Internet sichtbarer zu werden. Danke! 
Dies sind unsere Kanäle:

www.uokg.de

YouTube  @uokgnews

facebook  uokgev

Instagram  uokgev

LinkedIn  uokgev


